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Das Bewachungsgewerbe
und die Unterrichtung / Sachkundeprüfung

Wer gewerbsmäßig das Leben oder Eigentum Dritter
schützt, der übt das Bewachungsgewerbe aus.

Das Bewachungsgewerbe gemäß §34a der Gewerbeordnung
(GewO) ist ein erlaubnispflichtiges Gewerbe, welches
etlichen Regularien unterliegt. Die letzten Änderungen im
Bewachungsgewerberecht wurden zum 26. Juli 2002 im
Bundesgesetzblatt verkündet.

Einen kompletten Abdruck der Verordnung über das
Bewachungsgewerbe (Bewachungsverordnung - BewachV)
finden Sie ab Seite → des Buches und auf www.Tobias-
Helms.de.

Die folgenden Kapitel sollen Ihnen helfen, sich auf die
Sachkundeprüfung im Bewachungsgewerbe vorzubereiten.
Erfahrene Kollegen können hier ihr Wissen auffrischen oder
einzelne Paragrafen gezielt nachschlagen.



Kapitel 1
Recht der öffentlichen Sicherheit und Ordnung

1. Wie wird der Begriff „Recht“ überhaupt definiert?

Unter dem Begriff „Recht“ werden alle gesetzlichen
Normierungen, welche das Zusammenleben von
Menschen verbindlich regeln, zusammengefasst. Dazu
gehören unter Anderem:

Die Gesetze, wie beispielsweise das Grundgesetz
(GG), das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB), das
Strafgesetzbuch (StGB), die
Strassenverkehrsordnung (StVO), die
Gewerbeordnung (GewO) und viele mehr.
Verordnungen, wie beispielsweise die
Bewachungsverordnung (BewachV)
Satzungen, wie beispielsweise die
Unfallverhütungsvorschriften (UVV)
Gerichtsurteile

Das deutsche Recht basiert auf dem Grundgesetz. Ein
Gesetz, welches nicht mit dem Grundgesetz vereinbar
ist, ist stets als ungültig zu betrachten.

2. Das Grundgesetz / die Verfassung der Bundesrepublik
Deutschland

Der Parlamentarische Rat hat am 23. Mai 1949 in Bonn
am Rhein in öffentlicher Sitzung festgestellt, dass das
am 8. Mai des Jahres 1949 vom Parlamentarischen Rat
beschlossene Grundgesetz für die Bundesrepublik
Deutschland in der Woche vom 16. bis 22. Mai 1949



durch die Volksvertretungen von mehr als Zweidritteln
der beteiligten deutschen Länder angenommen worden
ist. Auf Grund dieser Feststellung hat der
Parlamentarische Rat, vertreten durch seinen
Präsidenten, das Grundgesetz ausgefertigt und
verkündet.

In erster Linie dient die Verfassung als Schutz der
Bürger vor Willkürmaßnahmen des Staates. In der
Drittwirkung regeln die Grundrechte allerdings auch den
Umgang der Bürger untereinander.

Das Grundgesetz umfasst sowohl die Bürger- als auch
die Menschenrechte:

Die Menschenrechte (zum Beispiel: das Recht auf
Freiheit, das Recht auf Leben, das Recht auf
Menschenwürde, das Recht auf Unversehrtheit des
Körpers)gelten für alle Menschen, die sich im
Hoheitsgebiet der BRD aufhalten. Das Hoheitsgebiet
beinhaltet die BRD selbst, ihre Botschaften und
Konsulate im Ausland, Militärbasen im Ausland und - mit
Einschränkungen - Gewässer- und Luftbereiche.

Die Bürgerrechte (zum Beispiel: das Recht auf
Freizügigkeit, das Versammlungsrecht, das Wahlrecht)
hingegen gelten lediglich für deutsche Staatsbürger.

Die folgenden Artikel des Grundgesetzes sind für die
Sachkundeprüfung im Bewachungsgewerbe von
besonderer Bedeutung:

Artikel 1

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller
staatlichen Gewalt.



(2) ...
(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden
Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und
Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.

Artikel 2

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner
Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer
verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige
Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche
Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich.
In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes
eingegriffen werden.

Artikel 3

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt.
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner
Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner
Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen
oder politischen Anschauungen benachteiligt oder
bevorzugt werden.

Artikel 5

(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift
und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus
allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu
unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der
Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden
gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.
(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den
Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen



Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem
Recht der persönlichen Ehre.
(3) …

Artikel 10

(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und
Fernmeldegeheimnis sind unverletzlich.
(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines
Gesetzes angeordnet werden. ...

Artikel 11

(1) Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen
Bundesgebiet.
(2) ...

Artikel 12

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz
und Ausbildungsstätte frei zu wählen. Die
Berufsausübung kann durch Gesetz geregelt werden.
(2) ...
(3) ...

Artikel 13

(1) Die Wohnung ist unverletzlich.
(2) Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei
Gefahr im Verzuge auch durch die in den Gesetzen
vorgesehenen anderen Organe angeordnet und nur in
der dort vorgeschriebenen Form durchgeführt werden.
(3) ...

Artikel 14



(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden
gewährleistet. Inhalt und Schranken werden durch die
Gesetze bestimmt.
(2) ...
(3) ...

Artikel 104

(1) Die Freiheit der Person kann nur auf Grund eines
förmlichen Gesetzes und nur unter Beachtung der darin
vorgeschriebenen Formen beschränkt werden.
Festgehaltene Personen dürfen weder seelisch noch
körperlich mißhandelt werden.
(2) Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer
Freiheitsentziehung hat nur der Richter zu entscheiden.
Bei jeder nicht auf richterlicher Anordnung beruhenden
Freiheitsentziehung ist unverzüglich eine richterliche
Entscheidung herbeizuführen. Die Polizei darf aus
eigener Machtvollkommenheit niemanden länger als bis
zum Ende des Tages nach dem Ergreifen in eigenem
Gewahrsam halten. Das Nähere ist gesetzlich zu regeln.
(3) ...
(4) ...

Einen kompletten Abdruck des Grundgesetzes finden Sie
ab Seite → des Buches und auf www.Tobias-Helms.de.

Auch die Funktion unseres Rechtssystems ist
prüfungsrelevant. Hierzu empfiehlt es sich, sich den
Artikel 20 des Grundgesetzes zu verinnerlichen:

Artikel 20



(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein
demokratischer und sozialer Bundesstaat.
(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom
Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch
besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden
Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.
(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige
Ordnung, die vollziehende Gewalt und die
Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden.

Im Artikel 20 des Grundgesetzes werden die
Verfassungsprinzipien der Bundesrepublik Deutschland
verdeutlicht. Auch wird das Gewaltmonopol des Staates
hieraus abgeleitet.

Die Bundesrepublik Deutschland ist:

Eine Demokratie

Das Volk wählt in freien und geheimen Wahlen seine
Volksvertreter, welche dann die Regierung bilden. Als
Grundlage allen Handelns der Regierung ist die
Verfassung (das Grundgesetz) zu betrachten.

Auch prüfungsrelevant: Andere Staatsformen sind die
personen- oder auch parteibezogene Diktatur sowie die
Monarchie.

Eine Republik:

Das Staatsoberhaupt der BRD wird gewählt und nicht
durch beispielsweise Geburt bestimmt.

Ein Bundesstaat:



Die BRD besteht aus 16 teilautonomen Bundesländern,
von denen drei, nämlich Berlin, Bremen und Hamburg
als Stadtstaaten zu betrachten sind. Als "Stadtstaaten"
werden in Deutschland diejenigen Bundesländer
bezeichnet, die lediglich aus einer Stadt bzw. im Fall
Bremens aus zwei Städten (Bremen und Bremerhafen)
bestehen. Diese Stadtstaaten sind damit Bundesland
und Kommune zugleich. Die 16 Bundesländer sind zu
einem Ganzen, dem Bund, zusammengeschlossen.
Diesen Zustand betitelt man als Föderalismus. Jedes
Bundesland hat dabei seine eigene Landesverfassung
und eigenverantwortliche Institutionen für deren
Umsetzung. Der Bund ist den Bundesländern
übergeordnet, Bundesrecht bricht Landesrecht.

Ein Rechtsstaat:

In Deutschland sind die staatlichen Behörden an Recht
und Gesetze gebunden. Der Artikel 1 des
Strafgesetzbuches verdeutlicht dieses:

§ 1 Keine Strafe ohne Gesetz

Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit
gesetzlich bestimmt war, bevor die Tat begangen wurde.

Eine Willkürhandlung des Staates soll damit
unterbunden werden.

Ein Sozialstaat:

Seinen Bürgern gegenüber verpflichtet sich der Staat
soziale Gerechtigkeit zu gewährleisten und
vergleichbare Lebensverhältnisse zu schaffen. Dieses



geschieht in der Praxis beispielsweise durch Zahlungen
von Kindergeld, Sozialhilfe oder Wohngeld.

3. Gewaltenteilung in der Bundesrepublik Deutschland

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es drei
Gewalten:

1. Die Legislative.

Bei der Legislative handelt es sich um die
gesetzgebende Gewalt. In der Praxis
handelt es sich hierbei um den Bundesrat
und den Bundestag.

2. Die Judikative.

Bei der Judikative handelt es sich um die
rechtsprechende Gewalt. In der Praxis
handelt es sich hierbei um die Gerichte
(Landesgerichte: Amtsgerichte,
Landgerichte, Oberlandesgerichte und als
Bundesgericht der Bundesgerichtshof).

3. Die Exekutive.

Bei der Exekutive handelt es sich um die
vollziehende Gewalt. In der Praxis handelt
es sich hierbei um die Landes- und
Kommunalbehörden, die Polizei,...

Die drei Gewalten haben eine gegenseitige
Kontrollfunktion, welche jeglichem Missbrauch
entgegenwirken soll. Als Beispiel hierfür können Sie in
der Prüfung nennen:



„Bevor ein Polizeibeamter (er gehört der Exekutive an)
eine Person per Haftbefehl verhaften kann, muss ein
Richter (er gehört der Judikative an) erst die geltenden
Gesetze (welche von der Legislative verabschiedet
wurden) überprüfen. Hierbei überprüft er, ob diese
Verhaftung rechtens ist.

4. Das Gewaltmonopol in der Bundesrepublik Deutschland

In Deutschland hat der Staat das Gewaltmonopol inne.
Das bedeutet, dass niemand berechtigt ist physische
Gewalt auszuüben, außer dem Staat in Form seiner
Bediensteten. Die Gewalt, die der Staat ausübt,
unterliegt strengen Gesetzen und Regelungen.

Für die Bürger heißt das: Es sind weder „Faustrecht“
noch Selbstjustiz zulässig. Geraten zwei Bürger in einen
Streit, so gilt zur Durchsetzung eines Anspruches nicht
das „Recht des Stärkeren“. Die Bürger müssen sich
stattdessen an den Staat wenden um einen Rechtsstreit
zu beheben. Grundsätzlich hat nur der Staat das Recht
zur Gewaltanwendung, als Ausnahme sind die
Jedermannsrechte zu betrachten – in geregelten
Ausnahmefällen darf ein Bürger gegen das
Gewaltmonopol des Staates verstoßen. Wird
beispielsweise ein Bürger von einem anderen Bürger
körperlich angegriffen, so darf er sich im Rahmen der
Notwehr (eines der Jedermannsrechte) gegen diesen
Angriff verteidigen, ohne vorab staatliche Hilfe
anzufordern. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass die
Notwehrmaßnahme nur so wie es geboten und
erforderlich ist, das heißt nötigenfalls auch mit
physischer Gewalt, durchzuführen ist. Dennoch bleiben
auch in diesem Fall beide Bürger gleichberechtigt –
niemandem stehen mehr Rechte zu als einem Anderen.



5. Rechtsgebiete in der Bundesrepublik Deutschland

In der BRD existieren zwei Rechtsgebiete:

Das Öffentliche Recht (ÖR) und das Private Recht (PR).

Im Öffentlichen Recht wird die Beziehung zwischen dem
Staat und dem Bürger geregelt. Es herrscht ein
sogenanntes Subordinationsprinzip. Das heißt, dass der
Bürger dem Staat untergeordnet ist.

Prüfungsrelevante Beispiele für Rechtsgebiete des
Öffentlichen Rechtes sind:
Gewerberecht, Steuerrecht, Strafrecht, Waffenrecht

Im Privaten Recht wird die Beziehung der Bürger
untereinander geregelt. Beide Parteien sind
gleichberechtigt, niemand muss sich einem anderen
unterordnen.

Prüfungsrelevante Beispiele für Rechtsgebiete das
Privaten Rechtes sind:

Arbeitsrecht, Kaufrecht, Mietrecht, Schadenersatz

Normalerweise werden diese beiden Rechtsgebiete
getrennt voneinander betrachtet, jedoch gibt es auch
Fälle, in denen beide Bereiche zum Tragen kommen. Ein
Beispiel:

Werden Sie in der Ausübung Ihres Dienstes von einem
Straftäter angegriffen und verletzt, so wird dieser
strafrechtlich verfolgt. Der strafrechtliche Teil unterliegt
dem Öffentlichen Recht. Parallel hierzu können Sie eine
Schadenersatzforderung / Schmerzensgeldforderung
dem Straftäter gegenüber geltend machen. Dieser Teil
unterliegt dem Privatrecht.



6. Abgrenzung zwischen Polizei und privaten
Sicherheitsunternehmen

Die Polizei ist Angelegenheit der Bundesländer. Ihr
Tätigwerden wird durch die Polizeigesetze der einzelnen
Bundesländer geregelt. In Niedersachsen beispielsweise
lautet es „Niedersächsisches Gesetz über die öffentliche
Sicherheit und Ordnung“, abgekürzt: Nds.SOG. Die
Polizei hat hoheitliche Rechte und ist grundsätzlich nur
im öffentlichen Bereich für Sicherheit und Ordnung
zuständig. Im privaten Bereich ist sie nur zuständig,
wenn dort etwas vorfällt, was die öffentliche Sicherheit
und Ordnung gefährdet, beispielsweise eine Straftat.
Polizeibeamte haben beispielsweise die Rechte zur
Identitätsfeststellung und zur Durchsuchung von
Personen.

Mitarbeiter privater Sicherheitsunternehmen haben
keine hoheitlichen Rechte und sind grundsätzlich nur im
privaten Bereich für Sicherheit und Ordnung zuständig.
Es sind keine besonderen Gesetze für private
Sicherheitskräfte vorgesehen, sie agieren in der Regel
auf Grundlage von vertraglich übertragenen
Selbsthilferechten sowie der Jedermannsrechte. Die
Jedermannsrechte stehen jedem Bürger zu.

7. Öffentlich Private Partnerschaft (ÖPP) / Public Private
Partnership (PPP)

Unter der Öffentlich Privaten Partnerschaft (ÖPP), im
Englischen auch Public Private Partnership (PPP)
genannt, versteht man die Zusammenarbeit von
öffentlichen und privaten Stellen. Auf die
Sicherheitsbranche bezogen ist damit gemeint, dass
öffentliche Stellen (Behörden) in bestimmten Fällen
durch privaten Stellen (Sicherheitsunternehmen)



unterstützt werden können. Oft geschieht das zum
Beispiel bei der Bestreifung im öffentlichen Bereich
(sogenannte Citystreifen) , bei der Absicherung
öffentlicher Verkehrsmittel oder der Bestreifung im
privaten Bereich mit tatsächlich öffentlichem Verkehr.

Auch bei einer Öffentlich Privaten Partnerschaft gilt es
jedoch zu beachten, dass nur der Staat das
Gewaltmonopol inne hat und die Mitarbeiter privater
Sicherheitsunternehmen nur auf die Jedermannsrechte
als rechtliche Handlungsgrundlage zurückgreifen
können.

In äußerst seltenen Fällen kann es zu einer Beleihung
mit Übertragung hoheitlicher Rechte an Mitarbeiter
privater Sicherheitsunternehmen kommen. Oft
geschieht das beispielsweise in der Luftsicherung an
Flughäfen.



Kapitel 2
Gewerberecht

In der Bundesrepublik Deutschland herrscht grundsätzlich
die Gewerbefreiheit. Dennoch ist es gesetzlich geregelt,
dass zur Ausübung einiger Gewerbe eine besondere
Erlaubnis seitens der Behörden notwenig ist. Zu diesen
erlaubnispflichtigen Gewerben gehört auch das
Bewachungsgewerbe gem. §34a der Gewerbeordnung
(GewO). In der Gewerbeordnung und der
Bewachungsverordnung sind die Anforderungen an den
Gewerbetreibenden (Inhaber / Geschäftsführer) und die
Mitarbeiter privater Sicherheitsunternehmen geregelt.

1. Der §34a der Gewerbeordnung (GewO),
Bewachungsgewerbe

Der §34a der Gewerbeordnung (GewO) für das
Bewachungsgewerbe sagt in Artikel 1 folgendes aus:

(1) Wer gewerbsmäßig Leben oder Eigentum fremder
Personen bewachen will (Bewachungsgewerbe), bedarf
der Erlaubnis der zuständigen Behörde. Die Erlaubnis
kann mit Auflagen verbunden werden, soweit dies zum
Schutze der Allgemeinheit oder der Auftraggeber
erforderlich ist; unter denselben Voraussetzungen ist
auch die nachträgliche Aufnahme, Änderung und
Ergänzung von Auflagen zulässig.

Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass
der Antragsteller die für den Gewerbebetrieb



erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt,

2. er die für den Gewerbebetrieb erforderlichen
Mittel oder entsprechende Sicherheiten nicht
nachweist oder

3. der Antragsteller nicht durch eine
Bescheinigung einer Industrie- und
Handelskammer nachweist, dass er über die
für die Ausübung des Gewerbes notwendigen
rechtlichen Vorschriften unterrichtet worden
ist und mit ihnen vertraut ist.

...

Für die Durchführung der folgend aufgeführten
Tätigkeiten ist der Nachweis einer vor der Industrie- und
Handelskammer (IHK) erfolgreich abgelegten
Sachkundeprüfung gem. §34a Abs. 1, Satz 5 der GewO
zwingend erforderlich:

1. Kontrollgänge im öffentlichen Verkehrsraum
oder in Hausrechtsbereichen mit tatsächlich
öffentlichem Verkehr,

2. Schutz vor Ladendieben,

3. Bewachungen im Einlassbereich von
gastgewerblichen Diskotheken.

Der §34a der Gewerbeordnung (GewO) für das
Bewachungsgewerbe sagt in Artikel 5 folgendes aus:

(5) Der Gewerbetreibende und seine Beschäftigten
dürfen bei der Durchführung von Bewachungsaufgaben
gegenüber Dritten nur die Rechte, die Jedermann im
Falle einer Notwehr, eines Notstandes oder einer



Selbsthilfe zustehen, die ihnen vom jeweiligen
Auftraggeber vertraglich übertragenen Selbsthilferechte
sowie die ihnen gegebenenfalls in Fällen gesetzlicher
Übertragung zustehenden Befugnisse
eigenverantwortlich ausüben. In den Fällen der
Inanspruchnahme dieser Rechte und Befugnisse ist der
Grundsatz der Erforderlichkeit zu beachten.

Einen kompletten Abdruck des §34a der
Gewerbeordnung finden Sie ab Seite → des Buches und
auf www.Tobias-Helms.de.

2. Zuverlässigkeit im Bewachungsgewerbe

Immer wieder lesen Sie den Begriff „Zuverlässigkeit“.
Dieser hat im Bewachungsgewerbe einen besonders
hohen Stellenwert. Personen, welche nicht über die für
die Ausübung des Gewerbes erforderliche
Zuverlässigkeit verfügen – sei es als Inhaber /
Geschäftsführer oder auch als Angestellte/r – dürfen
nicht im Bewachungsgewerbe tätig werden!

Die persönliche Zuverlässigkeit kann durch einen
eintragungsfreien Auszug aus dem
Bundeszentralregister (BZR) nachgewiesen werden.
Früher wurde der Begriff „polizeiliches Führungszeugnis“
verwendet. Dieser Ausdruck wurde jedoch durch die
Begriffe „Auszug aus dem Bundeszentralregister“ oder
auch „Behördliches Führungszeugnis“ ersetzt.

Die erforderliche Zuverlässigkeit liegt in der Regel nicht
vor, wenn der Antragsteller

1. Mitglied in einem Verein, der nach dem
Vereinsgesetz als Organisation unanfechtbar



verboten wurde oder der einem unanfechtbaren
Betätigungsverbot nach dem Vereinsgesetz
unterliegt, war und seit der Beendigung der
Mitgliedschaft zehn Jahre noch nicht verstrichen
sind, oder

2. Mitglied in einer Partei, deren
Verfassungswidrigkeit das
Bundesverfassungsgericht nach § 46 des
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 11. August
1993 (BGBl. I S. 1473), das zuletzt durch Artikel 3
des Gesetzes vom 12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1501)
geändert worden ist, festgestellt hat, war und seit
der Beendigung der Mitgliedschaft zehn Jahre
noch nicht verstrichen sind, oder

3. einzeln oder als Mitglied einer Vereinigung
Bestrebungen im Sinne des § 3 Absatz 1 des
Bundesverfassungsschutzgesetzes vom 20.
Dezember 1990 (BGBl. I S. 2954, 2970), das
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.
August 2012 (BGBl. I S. 1798) geändert worden
ist, verfolgt oder in den letzten fünf Jahren verfolgt
hat.

3. Voraussetzungen für das Tätigwerden im
Bewachungsgewerbe gem. §34a GewO

Für selbständige Unternehmer:

Erlaubnis zur Ausübung des
Bewachungsgewerbes (wird durch das
zuständige Ordnungsamt erteilt)
persönliche Zuverlässigkeit



die erforderlichen Mittel und Sicherheiten
(Startkapital und
Betriebshaftpflichtversicherung)
80stündiges Unterrichtungsverfahren an einer
Industrie- und Handelskammer (IHK)
(oder ein anderer anerkannter Abschluss,
beispielsweise die Sachkundeprüfung)

Für angestellte Sicherheitskräfte:

vollendetes 18. Lebensjahr
persönliche Zuverlässigkeit
40stündiges Unterrichtungsverfahren an einer
Industrie- und Handelskammer (IHK)
(oder ein anderer anerkannter Abschluss,
beispielsweise die Sachkundeprüfung)

Sollte ein selbständiger Unternehmer oder eine
angestellte Sicherheitskraft die genannten
Bedingungen, besonders die persönliche
Zuverlässigkeit, nicht erfüllen, so kann die zuständige
Behörde (meistens das Ordnungsamt oder
Gewerbeaufsichtsamt) das Ausüben des
Bewachungsgewerbes oder die Beschäftigung in eben
diesem untersagen.

4. Die Unterrichtung und die Sachkundeprüfung im
Bewachungsgewerbe

Das 40stündige (für Angestellte) sowie das 80stündige
(für Selbständige) Unterrichtungsverfahren umfasst die
selben Themengebiete wie auch die Sachkundeprüfung.
Es ist die Mindestanforderung an zukünftige
Gewerbetreibende bzw. Mitarbeiter im
Bewachungsgewerbe.



Zur Befreiung von dem Unterrichtungsverfahren sagt
der Artikel 5 der Bewachungsverordnung, BewachV,
folgendes aus:

§ 5 Anerkennung anderer Nachweise

(1) Folgende Prüfungszeugnisse werden als
Nachweis der erforderlichen Unterrichtung
anerkannt:

1. für das Bewachungsgewerbe
einschlägige Abschlüsse, die auf
Grund von Rechtsverordnungen nach
den §§ 4, 53 des
Berufsbildungsgesetzes oder nach den
§§ 25, 42 der Handwerksordnung
erworben wurden,

2. für das Bewachungsgewerbe
einschlägige Abschlüsse auf Grund
von Rechtsvorschriften, die von den
Industrie- und Handelskammern nach
§ 54 des Berufsbildungsgesetzes
erlassen worden sind,

3. Abschlüsse im Rahmen einer
Laufbahnprüfung zumindest für den
mittleren Polizeivollzugsdienst, auch
im Bundesgrenzschutz und in der
Bundespolizei, für den mittleren
Justizvollzugsdienst, für den mittleren
Zolldienst (mit Berechtigung zum
Führen einer Waffe) und für Feldjäger
in der Bundeswehr,

4. erfolgreich abgelegte
Sachkundeprüfung nach § 5c Abs. 6.



(2) Personen im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 4, die
nach § 3 unterrichtet worden sind und
Tätigkeiten nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 ausüben
wollen, bedürfen keiner weiteren Unterrichtung,
wenn sie seitdem eine mindestens dreijährige
ununterbrochene Bewachungstätigkeit
nachweisen.

Seit dem 01. Januar 2003 gilt die Bestimmung, dass für
einige Tätigkeiten innerhalb des Bewachungsgewerbes
die Sachkundeprüfung vor einer Industrie- und
Handelskammer (IHK) abgelegt werden muss. Auf Grund
des höheren Konfliktpotentials, welches von den
Mitarbeitern hier zu erwarten ist, wird hier eine höhere
Qualifikation vorausgesetzt. Insbesondere werden den
Sicherheitskräften bei der Durchführung dieser
Aufgaben fundierte Kenntnisse der rechtlichen
Befugnisse und Vorschriften sowie gute psychologische
Kenntnisse abverlangt.

Vor der ersten Aufnahme einer der folgenden
Tätigkeiten muss die Sachkundeprüfung erfolgreich
abgelegt werden:

1. Kontrollgänge im öffentlichen Verkehrsraum
oder in Hausrechtsbereichen mit tatsächlich
öffentlichem Verkehr,

2. Schutz vor Ladendieben,

3. Bewachungen im Einlassbereich von
gastgewerblichen Diskotheken.

Geregelt ist das im Artikel 1 der Gewerbeordnung gem.
§34a für das Bewachungsgewerbe.

Allerdings sind auch hierbei Ausnahmen vorgesehen:



Gastgewerbliche Diskotheken oder Warenhäuser, welche
über ihr eigenes Sicherheitspersonal verfügen – also
Mitarbeiter, die direkt bei der Diskothek oder im
Warenhaus und eben nicht über ein
Sicherheitsunternehmen angestellt sind – sind befugt,
diese Mitarbeiter auch OHNE die Unterrichtung /
Sachkundeprüfung zu beschäftigen.

Sowohl vom Unterrichtungsverfahren als auch von der
Sachkundeprüfung sind Mitarbeiter befreit, welche in
der Lage sind, einen Nachweis zu erbringen
(Arbeitsvertrag, Sozialversicherungsnachweis), dass sie
bereits vor dem 01. April 1996 und seit dem
ununterbrochen im Bewachungsgewerbe tätig waren.

Von der Sachkundeprüfung ist ebenfalls befreit, wer am
01. Januar 2003 mindestens 3 Jahre ununterbrochen im
Bewachungsgewerbe tätig war.

Eine Vorbereitung auf die Sachkundeprüfung ist
unumgänglich. Die Prüfung selbst setzt sich auch einem
schriftlichen und einen mündlichen Teil zusammen:

Der schriftliche Teil beinhaltet 72 Fragen, welche aus
allen zu unterrichtenden Fachbereichen ausgewählt
werden. Für die Beantwortung dieser Fragen im Multiple-
Choise-Verfahren stehen Ihnen 120 Minuten Zeit zur
Verfügung. 100 mögliche Punkte gilt es zu erreichen. Ab
50 Punkten gilt die Prüfung als bestanden und Sie
werden zum mündlichen Teil zugelassen.

Der mündliche Teil wird mit ca. 15 Minuten pro Prüfling
angesetzt. In dieser Zeit gilt es, dem Prüfungsausschuss
Fragen aus allen Fachbereichen zu beantworten. Die
Schwerpunkte der mündlichen Prüfung werden auf die
Fachbereiche „Recht“ und „Umgang mit Menschen“



gesetzt. Ab 50 Punkten gilt auch die mündliche Prüfung
als bestanden.

Um die Gewichtung der einzelnen Fachbereiche zu
verdeutlichen, finden Sie nachfolgend eine Auflistung
der Anzahl an Fragen und der möglichen zu
erreichenden Punkte in den jeweiligen Bereichen:

Recht der öffentlichen Sicherheit und Ordnung:
04 Fragen 08 Punkte

Gewerberecht:
04 Fragen 04 Punkte

Bewachungsspezifische Aspekte des Datenschutzes:
04 Fragen 04 Punkte

Zivilrecht / Bürgerliches Gesetzbuch:
12 Fragen 24 Punkte

Straf- und Verfahrensrecht / StGB / StPO:
12 Fragen 24 Punkte

Umgang mit Verteidigungswaffen:
04 Fragen 04 Punkte

Unfallverhütungsvorschriften (BGV A1, BGV A7, BGV
C7):
08 Fragen 08 Punkte

Grundlagen der Sicherheitstechnik:
08 Fragen 08 Punkte

Umgang mit Menschen:
16 Fragen 16 Punkte



5. Anzeigepflicht gem. §14 der GewO und Auskunft /
Nachschau gem. §29 GewO

Gemäß §14 der Gewerbeordnung hat der Inhaber /
Geschäftsführer seinen Betrieb bei der zuständigen
Behörde anzumelden. Änderungen zum Betrieb, wie
beispielsweise die Verlegung an einen anderen Ort oder
die Aufgabe des Betriebes sind ebenso zu melden. Ziel
ist es, der zuständigen Behörde zu ermöglichen, den
Betrieb zu überwachen.

Gemäß §29 der Gewerbeordnung hat der
Gewerbetreibende der zuständigen Behörde auf
Verlangen unverzüglich mündlich und / oder schriftlich
die zur Überwachung des Betriebes notwendigen
Auskünfte zu erteilen. Die Behörde hat außerdem ein
sogenanntes Sonderzugangsrecht, welches sie zu den
üblichen (bei Gefahr im Verzug auch darüber hinaus)
Geschäftszeiten befugt, die Räumlichkeiten zu betreten
und zu überprüfen.

6. Die Bewachungsverordnung (BewachV)

Die Einzelheiten der Tätigkeiten im Bewachungsgewerbe
werden u. a. durch die Bewachungsverordnung geregelt.
Prüfungsrelevante Themen der Bewachungsverordnung
sind:

Die in §6 der BewachV genannten Summen zur
Haftpflichtversicherung, welche ein
Sicherheitsunternehmen bei der Gründung abschließen
und ununterbrochen innehaben muss:

1. für Personenschäden 1 Million Euro,
2. für Sachschäden 250.000 Euro,



3. für das Abhandenkommen bewachter Sachen
15.000 Euro,

4. für reine Vermögensschäden 12.500 Euro.

Die in §8 der BewachV genannten Regelungen zum
Datenschutz und zur Wahrung von
Geschäftsgeheimnissen genannten Bestimmungen:

Auch im Bewachungsgewerbe findet das
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) seine Anwendung. §8
der Bewachungsverordnung regelt, dass die im Betrieb
des Gewerbetreibenden Angestellten schriftlich zu
verpflichten sind, Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse
Dritter (damit sind die Kunden gemeint) vertraulich zu
behandeln haben. Dieses gilt auch über die Beendigung
des Beschäftigungsverhältnisses hinaus.

Im §9 der BewachV wird festgelegt, dass der
Gewerbetreibende, also der Inhaber / Geschäftsführer
eines Sicherheitsunternehmens, seine Angestellten vor
der ersten Aufnahme ihrer Tätigkeiten unter Vorlage der
erforderlichen Unterlagen bei der zuständigen Behörde
anzumelden hat. Angestellte dürfen erst nach Freigabe
durch die jeweilige Behörde beschäftigt werden.

Im §10 der BewachV wird festgelegt, dass der
Gewerbetreibende verpflichtet ist, die Aufgaben seiner
beschäftigten Sicherheitskräfte durch eine schriftliche
Dienstanweisung zu regeln. Diese Dienstanweisung hat
er jedem Mitarbeiter vor dem Arbeitsantritt in Kopie
auszuhändigen. Zusätzlich muss jedem Mitarbeiter vor
dem Dienstantritt eine Kopie der
„Unfallverhütungsvorschrift BGV C7 Wach- und
Sicherungsdienste“ (diese finden Sie ab Seite → und auf
www.Tobias-Helms.de) ausgehändigt werden. Der
Empfang dieser Unterlagen ist vom Mitarbeiter



schriftlich zu quittieren. Eine solche Dienstanweisung
muss Folgendes beinhalten:

1. Das Sicherheitspersonal hat keine amtlichen
Befugnisse / hoheitlichen Rechte.

2. Das Sicherheitspersonal ist nur auf ausdrückliche
Anweisung des Gewerbetreibenden dazu befugt,
eine Schuss-, Hieb- oder Stoßwaffe sowie
Reizstoffsprühgeräte zu führen. Jeder Gebrauch
einer dieser Waffen muss unverzüglich sowohl dem
Gewerbetreibenden als auch der zuständigen
Polizeidienststelle angezeigt werden.

Bitte beachten Sie, dass es zwei Dienstanweisungen
gibt:

Zum einen die „Allgemeine Dienstanweisung“, welche
generelle Bestimmungen – beispielsweise das
Alkoholverbot im Dienst – enthält. Diese Anweisungen
finden bei jedem Kunden, welche das
Sicherheitsunternehmen betreut, Anwendung.

Zum anderen die „Besondere Dienstanweisung“, auch
häufig „Objektbezogene Dienstanweisung“ genannt. In
ihr werden die durchzuführenden Aufgaben auf einem
bestimmten Objekt / bei einem bestimmten Kunden
genannt. Sie dient Ihnen als Arbeitsgrundlage. Hier wird
beispielsweise geregelt, wie viele Kontrollgänge Sie
wann zu machen haben, wann welche Zugänge
verschlossen oder geöffnet werden müssen.

Im §11 der BewachV werden grundsätzliche
Bestimmungen zum Dienstausweis geregelt. So hat
jeder Gewerbetreibende jedem seiner Mitarbeiter einen
Dienstausweis auszustellen und diese schriftlich dazu zu
verpflichten, ihn während des Dienstes immer sichtbar



bei sich zu tragen. Ausnahmen hiervon sind die
sogenannten „Citystreifen“ und Türsteher von
gastgewerblichen Diskotheken. Diese müssen den
Ausweis zwar mitführen aber nicht sichtbar tragen.
Stattdessen haben sie ein Kennschild sichtbar zu tragen,
welches lediglich den Namen oder das Logo des
Sicherheitsunternehmens und den Namen ODER eine
Kennnummer des Mitarbeiters zeigen muss. Dies dient
zum einen der Eigensicherung der Mitarbeiter (über den
kompletten Namen könnten potentielle Straftäter ihre
Adresse ermitteln) und zum anderen soll es ein
korrektes Auftreten und Handeln eben dieser
gewährleisten. Eine weitere Ausnahmegruppe bilden die
Detektive: Sie müssen ebenfalls einen Ausweis bei sich
führen und diesen beim Ansprechen eines
Beschuldigten vorzeigen. Auf Grund ihrer Tätigkeit
dürfen sie diesen jedoch im Einsatz verdeckt tragen und
müssen auch kein Kennschild tragen.

Ein Dienstausweis darf nicht mit amtlichen /
behördlichen Ausweisen zu verwechseln sein und muss
zwingend die folgenden Angaben enthalten:

1. Lichtbild der Sicherheitskraft

2. Name und Vorname der Sicherheitskraft

3. Unterschrift der Sicherheitskraft

4. Name und Anschrift des Sicherheitsunternehmens

5. Unterschrift des Inhabers / Geschäftsführers des
Sicherheitsunternehmens

6. fortlaufende Nummer


